
Die Gemeindewahlleiterin der Stadt Fulda 
 

Amtliche Bekanntmachung 
 

Öffentliche Bekanntmachung a) des Wahltags und des Tags der Stich-

wahl und b) Aufforderung zur Einreichung von Wahlvorschlägen für die 
Direktwahl der Oberbürgermeisterin oder des Oberbürgermeisters der 

Stadt Fulda 
 

1. In der Stadt Fulda mit 68.242 (Stand: 30.06.2020) Einwohnern ist die 

hauptamtliche Stelle der Oberbürgermeisterin oder des  
Oberbürgermeisters neu zu besetzen. Die Stelle ist gemäß der Hessischen 

Kommunalbesoldungsverordnung nach Besoldungsgruppe B6 bewertet. 
Zusätzlich wird eine Aufwandsentschädigung nach den Vorschriften des 

Hessischen Wahlbeamten-Aufwandsentschädigungsgesetzes gewährt. 
Das Ende der Amtszeit des derzeitigen Stelleninhabers ist der 14.08.2021. 
Die Amtszeit beträgt sechs Jahre. 

 
Wählbar sind Deutsche im Sinne des Art. 116 Abs. 1 des Grundgesetzes 

(GG) und Staatsangehörige eines der übrigen Mitgliedstaaten der Europäi-
schen Union mit Wohnsitz in der Bundesrepublik Deutschland (Unionsbür-
gerinnen und Unionsbürger), die am Wahltag das 18. Lebensjahr vollen-

det; nicht wählbar ist, wer infolge Richterspruchs die Wählbarkeit oder die 
Fähigkeit zur Bekleidung öffentlicher Ämter nicht besitzt (§ 32 Abs. 2 

HGO). 
 
Die Bewerbung für die zu besetzende Stelle muss in Form eines Wahlvor-

schlags erfolgen, auf dessen gesetzliche Erfordernisse nachfolgend unter 
Nr. 2 hingewiesen wird; eine gesonderte Bewerbung ist wahlrechtlich we-

der erforderlich noch ausreichend. Zusätzliche Informationen zu der Stelle 
können erfragt werden bei Herrn Happ, Leiter des Haupt- und Personalam-
tes der Stadt Fulda, Tel. 0661/102-1057. 

 
Hiermit wird zur Einreichung von Wahlvorschlägen für die Direktwahl der      

Oberbürgermeisterin oder des Oberbürgermeisters aufgefordert. 
 

2. Die Wahl findet nach der Bestimmung durch die Stadtverordnetenver-

sammlung gleichzeitig mit den allgemeinen Kommunalwahlen am 
14.03.2021, eine evtl. Stichwahl am 28.03.2021 statt. 

Die Wahl erfolgt aufgrund von Wahlvorschlägen, die den gesetzlichen Er-
fordernissen der §§ 10 bis 13 des Kommunalwahlgesetzes (KWG) und des 
§ 23 Kommunalwahlordnung (KWO) entsprechen müssen. Wahlvorschläge 

können von Parteien im Sinne des Artikel 21 des GG, von Wählergruppen 
und von Einzelbewerberinnen und Einzelbewerbern eingereicht werden. 

 
Jeder Wahlvorschlag darf nur eine Bewerberin oder einen Bewerber enthal-
ten. 

Der Wahlvorschlag muss den Namen der Partei oder Wählergruppe und, 
sofern sie eine Kurzbezeichnung verwendet, auch diese tragen. Der Name 

muss sich von den Namen bereits bestehender Parteien und Wählergrup-
pen deutlich unterscheiden. Wahlvorschläge von Einzelbewerberinnen und 

Einzelbewerbern tragen deren Familiennamen als Kennwort. Die Bewerbe-



rin oder der Bewerber ist unter Angabe des Familiennamens, Rufnamens,  
des Zusatzes „Frau“ oder „Herr“, Tags der Geburt, Geburtsorts, Berufs  

oder Stands und der Anschrift (Hauptwohnung) aufzuführen. 
 
Eine Bewerberin oder ein Bewerber darf nur auf einem Wahlvorschlag be-

nannt werden. Als Bewerberin oder als Bewerber kann nur vorgeschlagen 
werden, wer die Zustimmung dazu schriftlich erteilt; die Zustimmung ist 

unwiderruflich. 
 
Der Wahlvorschlag muss von der Vertrauensperson und der stellvertreten-

den Vertrauensperson persönlich und handschriftlich unterzeichnet sein. 
Sie werden von der Versammlung benannt, die den Wahlvorschlag auf-

stellt. Die Vertrauensperson oder die stellvertretende Vertrauensperson 
kann durch schriftliche Erklärung des für den Wahlkreis zuständigen Par-

teiorgans oder der Vertretungsberechtigten der Wählergruppe abberufen 
und durch eine andere ersetzt werden, die als Ersatzperson von einer Mit-
glieder- oder Vertreterversammlung benannt wurde. Soweit im Kommu-

nalwahlgesetz nichts anderes bestimmt ist, sind nur die Vertrauensperson 
und die stellvertretende Vertrauensperson, jede für sich, berechtigt, ver-

bindliche Erklärungen zum Wahlvorschlag abzugeben und entgegenzu-
nehmen. 
 

Wahlvorschläge von Einzelbewerbern müssen von diesen persönlich und 
handschriftlich unterzeichnet werden. 

 
Wahlvorschläge von Parteien oder Wählergruppen, die während der vor 
dem Wahltag laufenden Wahlzeit nicht ununterbrochen mit mindestens ei-

nem Abgeordneten bei der Wahl des Bürgermeisters (Oberbürgermeisters) 
in der Vertretungskörperschaft der Gemeinde, bei der Wahl des Landrats in 

der Vertretungskörperschaft des Landkreises oder im Hessischen Landtag 
oder aufgrund eines Wahlvorschlags aus dem Lande im Bundestag vertre-
ten waren, sowie von Einzelbewerbern müssen außerdem von mindestens 

zweimal so vielen Wahlberechtigten persönlich und handschriftlich unter-
zeichnet sein, wie die Vertretungskörperschaft der Gemeinde von Gesetzes 

wegen Vertreter hat. Dies gilt nicht für Wahlvorschläge von Bürgermeis-
tern (Oberbürgermeistern), die während der vor dem Wahltag laufenden 
Amtszeit dieses Amt in der Gemeinde ausgeübt haben. 

 
Die Wahlberechtigung der Unterzeichnerinnen und Unterzeichner von 

Wahlvorschlägen muss zum Zeitpunkt der Unterzeichnung gegeben sein 
und ist bei der Einreichung des Wahlvorschlags nachzuweisen. Die Zahl der 
Stadtverordneten der Stadt Fulda beträgt 59. 

 
Jede wahlberechtigte Person kann nur einen Wahlvorschlag unterzeichnen. 

 
Die Bewerberin oder der Bewerber für den Wahlvorschlag einer Partei oder 
Wählergruppe wird in geheimer Abstimmung in einer Versammlung der 

Mitglieder der Partei oder Wählergruppe im Wahlkreis (Stadt Fulda) oder in 
einer Versammlung der von den Mitgliedern der Partei oder Wählergruppe 

im Wahlkreis (Stadt Fulda) aus ihrer Mitte gewählten Vertreterinnen und 
Vertreter (Vertreterversammlung) aufgestellt. Jede teilnehmende Person 

an der Versammlung kann Vorschläge für eine Bewerberin oder einen Be-
werber unterbreiten. Jeder vorgeschlagenen Person wird Gelegenheit ge-



geben, sich und das Programm der Versammlung in angemessener Zeit 
vorzustellen. 

 
Eine Wahl mit verdeckten Stimmzetteln gilt als geheime Abstimmung. 
Über den Verlauf der Versammlung ist eine Niederschrift aufzunehmen. 

Die Niederschrift muss Angaben über Ort und Zeit der Versammlung, die 
Form der Einladung, die Zahl der erschienenen Mitgliederinnen und Mit-

glieder oder Vertreterinnen und Vertreter, die Ergebnisse der Abstimmun-
gen sowie über die Vertrauenspersonen und die jeweilige Ersatzperson 
nach § 11 Abs. 3 KWG enthalten. Die Niederschrift ist von der Versamm-

lungsleiterin oder dem Versammlungsleiter, der Schriftführerin oder dem 
Schriftführer und zwei weiteren Mitgliedern oder Vertretern zu unterzeich-

nen; sie haben dabei gegenüber der Wahlleiterin an Eides statt zu versi-
chern, dass die Wahl der Bewerberin oder des Bewerbers in geheimer Ab-

stimmung erfolgt ist, jede teilnehmende Person der Versammlung vor-
schlagsberechtigt war und die vorgeschlagenen Personen Gelegenheit hat-
ten, sich und das Programm der Versammlung in angemessener Zeit vor-

zustellen. Die Wahlleiterin ist zur Abnahme einer solchen Versicherung an 
Eides statt zuständig; sie gilt als Behörde im Sinne des § 156 des Strafge-

setzbuches. 
 
Die Wahlvorschläge sind möglichst frühzeitig, jedoch spätestens am  

 
Montag, 04. Januar 2021, bis 18:00 Uhr (69. Tag vor der Wahl) 

 
schriftlich, im Original, während der allgemeinen Öffnungszeiten bei der 
unterzeichnenden Wahlleiterin, Stadtverwaltung Fulda, Bürgerbüro-

Wahlen, Zimmer A-007, Schlossstraße 1, 36037 Fulda, Telefon: 0661 102 
3333 einzureichen. Eine vorherige Terminvereinbarung ist erforderlich. 

 
Die Einreichungsfrist ist eine gesetzliche Ausschlussfrist; eine Wiederein-
setzung in den vorigen Stand ist nicht vorgesehen. Ich empfehle daher, 

die Wahlvorschläge nach Möglichkeit so frühzeitig vor dem Ablauf der Ein-
reichungsfrist einzureichen, dass etwaige Mängel, die die Gültigkeit der 

Wahlvorschläge berühren, noch rechtzeitig behoben werden können. Für 
die Einreichung der Wahlvorschläge sind die amtlichen Vordrucke zu ver-
wenden.  

 
Mit den Wahlvorschlägen sind einzureichen: 

 Eine schriftliche Erklärung der Bewerberin oder des Bewerbers, dass sie 
oder er mit der Benennung in dem Wahlvorschlag einverstanden ist,  

 eine Bescheinigung der Gemeindebehörde am Ort der Hauptwohnung, 

dass die Bewerberin oder der Bewerber die Voraussetzungen der Wähl-
barkeit erfüllt, 

 Namen, Vornamen und Anschrift der Unterzeichnerinnen und Unter-
zeichner des Wahlvorschlags sowie eine Bescheinigung des Gemeinde-
vorstands über ihre Wahlberechtigung, 

 bei Wahlvorschlägen von Parteien und Wählergruppen die Niederschrift 
über die Versammlung, in der die Bewerberin oder der Bewerber aufge-

stellt wurde. 
 

Ein Wahlvorschlag kann durch gemeinsame schriftliche Erklärung der Ver-
trauensperson und der stellvertretenden Vertrauensperson ganz oder teil-



 

weise zurückgenommen werden, solange nicht über seine Zulassung ent-
schieden ist. Der Wahlausschuss beschließt am 58. Tag vor der Wahl (15. 

Januar 2021) in öffentlicher Sitzung über die Zulassung der Wahlvorschlä-
ge. Nach der Zulassung können Wahlvorschläge nicht mehr geändert oder 
zurückgenommen werden. 

 
Alle für die Einreichung der Wahlvorschläge erforderlichen amtlichen Wahl-

formulare sind kostenlos bei mir als Wahlleiterin erhältlich. Mit Ausnahme 
des Formblattes für Unterstützungsunterschriften Vordruck KW Nr. 7 sind 
diese auch im Internet unter der Adresse https://www.wahlen-fulda.de 

verfügbar. Auskünfte zu dieser öffentlichen Bekanntmachung erhalten Sie 
auch telefonisch unter 0661 102 3333 oder per Email unter wah-

len@fulda.de 
 

 
Fulda, 03.11.2020 
 

 
 

 
Ulrike Richter 
Wahlleiterin der Stadt Fulda 

 


